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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Bekanntmachung eines Vereinsverbots
der Vereinigung
» Widerstandsbewegung in Siidbrandenburg*
nach § 3 Absatz 4 Satz 2 des Vereinsgesetzes

Vom 11. Juni 2012

Gemail § 3 des Vereinsgesetzes vom 5. August 1964 (BGBI. 1
S. 593), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. De-
zember 2007 (BGBI. I S. 3198) gedndert worden ist, erlasse ich
folgende

Verfiigung

1. Die Vereinigung ,,Widerstandsbewegung in Siidbranden-
burg® richtet sich gegen die verfassungsméfige Ordnung
und gegen den Gedanken der Vilkerverstindigung. Zwecke
und Tatigkeit der Vereinigung laufen den Strafgesetzen
zuwider.

2. Die Vereinigung ,,Widerstandsbewegung in Siidbranden-
burg® wird hiermit verboten. Sie wird aufgeldst.

3. Es ist verboten, Ersatzorganisationen fiir die Vereinigung
,»Widerstandsbewegung in Stidbrandenburg* zu bilden oder
bestehende Organisationen als Ersatzorganisationen fortzu-
fithren.

4. Der Betrieb samtlicher Websites der Vereinigung
»Widerstandsbewegung in Siidbrandenburg® wird un-
verziiglich eingestellt. Es handelt sich um folgende Web-
sites: www.spreelichter.info, www.jugend-offensive.net,
www.werde-unsterblich.info und www.demo-lausitz.info.

5. Das Vermogen der Vereinigung ,,Widerstandsbewegung in
Stidbrandenburg® wird beschlagnahmt und eingezogen.

6. Sachen Dritter werden beschlagnahmt und eingezogen,
soweit der Berechtigte durch Uberlassung der Sachen an die
Vereinigung ,,Widerstandsbewegung in Stidbrandenburg*
deren verfassungswidrige Bestrebung vorsétzlich gefordert
hat oder die Sachen zur Foérderung dieser Bestrebungen
bestimmt sind.

7. Die sofortige Vollziehung dieser Verfiigung wird angeord-
net; dies gilt nicht fiir die Einziehung des Vermogens.

Potsdam, den 11. Juni 2012

Ministerium des Innern
des Landes Brandenburg
Im Auftrag

Dr. Trimbach

Ubertragung von Befugnissen
zur Stundung, Niederschlagung
und zum Erlass bei Erstattungsanspriichen
im Falle von zu Unrecht gezahlten Leistungen
nach dem Bundesausbildungsforderungsgesetz,
dem Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz
und dem Brandenburgischen
Ausbildungsforderungsgesetz

Erlass des Ministeriums fiir Wissenschaft,
Forschung und Kultur
Vom 19. Juni 2012

Stundung, Niederschlagung und Erlass (Verinderung von
Anspriichen) von Riickforderungen bei zu Unrecht gewéhrten
Leistungen nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz
(BAf6G), dem Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz (AFBG)
und dem Brandenburgischen Ausbildungsférderungsgesetz
(BbgAfoG) sind nur nach Mallgabe der Verwaltungsvorschriften
zur Landeshaushaltsordnung (VV-LHO) vom 17. Mai 2000
(ABL. S. 666), zuletzt gedndert durch den Erlass des Ministeri-
ums der Finanzen vom 6. Februar 2011 (ABI. S. 490), nament-
lich der VV-LHO zu § 59, zuldssig. Die Richtlinien zur einheit-
lichen Anwendung des Landeshaushaltsrechts bei der Verdnde-
rung von Anspriichen nach § 50 SGB X sowie den §§ 20, 37
und 47a BAf6G gemill dem Runderlass des Bundesministeri-
ums fiir Bildung und Wissenschaft vom 26. Oktober 1981 - Az.:
1T A 3 -2490-9/2 -, gedndert durch den Runderlass vom 29. No-
vember 1983 - Az.: Il A 6 -2490/2 - sind anzuwenden.

I

Gemaél § 59 Absatz 1 Satz 2 erhalten die Behorden, denen durch
Landesrecht die Zustidndigkeit fiir die Durchfithrung des
BAf0G, des AFBG und des BbgAfoG tibertragen worden ist,
folgende Befugnisse:

1. GemidfB § 59 Absatz 1 Nummer 1 LHO diirfen von den
Amtern fiir Ausbildungsforderung der Studentenwerke
Betriige bis zu 15 000 Euro und von den Amtern fiir Ausbil-
dungsforderung der Landkreise und kreisfreien Stidte
Betrége bis 10 000 Euro bis maximal 72 Monate gestundet
werden. Die Stundungsdauer ist nach pflichtgemidflem
Ermessen fiir jeden Einzelfall gesondert zu priifen und fest-
zulegen.

2. GemidB § 59 Absatz 1 Nummer 2 LHO diirfen von den
Amtern fiir Ausbildungsforderung der Studentenwerke
Anspriiche bis zu 12 500 Euro und von den Amtern fiir Aus-
bildungsforderung der Landkreise und kreisfreien Stidte
Anspriiche bis 10 000 Euro befristet und Anspriiche bis
5 000 Euro unbefristet niedergeschlagen werden.

3. GemiB § 59 Absatz 1 Nummer 3 LHO diirfen Anspriiche bis
zu 3 000 Euro erlassen werden.


www.demo-lausitz.info
www.werde-unsterblich.info
http:www.jugend-offensive.net
www.spreelichter.info
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4. Die Griinde fiir eine Stundung, eine Niederschlagung oder
einen Erlass von Anspriichen sind in geeigneter Weise
aktenkundig zu machen.

5. Durch die Ubertragung der Befugnisse nach den Num-
mern 1 bis 3 wird das Erfordernis der Einwilligung des
Ministeriums der Finanzen in Féllen von grundsitzlicher
Bedeutung nicht beriihrt. Ein Fall von grundsétzlicher
Bedeutung ist insbesondere anzunehmen, wenn die Ent-
scheidung iiber den Einzelfall hinaus Auswirkungen haben
kann.

6. Uber die in den Nummern 1 bis 3 genannten hinausgehen-
den Betrige entscheidet das Ministerium fiir Wissenschaft,
Forschung und Kultur, in Féllen von grundsétzlicher und
erheblicher finanzieller Bedeutung mit Einwilligung des
Ministeriums der Finanzen.

1I.

Dieser Erlass tritt am Tage nach der Veroffentlichung in Kraft.
Gleichzeitig treten die Erlasse des Ministeriums fiir Wissen-
schaft, Forschung und Kultur zur Regelung von Befugnissen
nach § 59 LHO vom 27. Marz 1996, vom 31. Mérz 1996, vom
15. Juni 2000, vom 22. November 2001 und vom 30. November
2001 (im Amtsblatt nicht veroffentlicht) auBBer Kraft.

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von zwei Windkraftanlagen
in 17291 Nordwestuckermark

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Die Firma Regenerative Energiewandlung GmbH & Co. KG,
Grimme 10 in 17326 Briissow beantragt die Genehmigung nach
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem
Grundstiick 17291 Nordwestuckermark in der Gemarkung Wil-
helmshof, Flur 3, Flurstiicke 132 und 144 (Landkreis Ucker-
mark) zwei Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6 Spalte 1 des
Anhanges der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.1
Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertréiglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3e UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0335 560-3182 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 103, Miillroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) einge-
sehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI. IS. 3830), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 24. Februar 2012 (BGBI. 1 S. 212)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mérz 1997 (BGBL. I S. 504), zuletzt gedndert durch
Artikel 5 des Gesetztes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. |
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24. Fe-
bruar 2012 (BGBI.1S. 212)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von drei Windkraftanlagen
in 17291 Prenzlau

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Die Firma Angelo und Peer Brecht, Gehauweg 4 in 88709 Meers-
burg beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstiick
17291 Prenzlau in der Gemarkung Basedow, Flur 1, Flur-
stiicke 21/1, 21/2 und 21/3 (Landkreis Uckermark) drei Wind-
kraftanlagen zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6 Spalte 2 des
Anhanges der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.1
Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3e UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.
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Die Feststellung erfolgte vor Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0335 560-3182 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 103, Miillroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) einge-
sehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerédusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.IS. 3830), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Miérz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt gedndert durch
Artikel 5 des Gesetztes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
einer Anlage zur Wirmeerzeugung unter Einsatz
von naturbelassenem Holz am Standort
15526 Bad Saarow, Pieskower Strafie 33

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Die Firma Helios Klinikum Bad Saarow, Piskower Strafie 33,
15526 Bad Saarow beantragt die Genehmigung nach § 4 des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
stiick Pieskower Strafle 33 in 15526 Bad Saarow in der Gemar-
kung Bad Saarow - Pieskow, Flur 11, Flurstiick 256 (Landkreis
Oder-Spree) eine Anlage zur Warmeerzeugung unter Einsatz von
naturbelassenem Holz zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.2 a) Spalte 2
des Anhanges der Verordnung iiber genechmigungsbediirftige An-
lagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.1.5
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertréglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0335 560-3182 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 103, Miillroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) einge-
sehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerédusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.1S.3830), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt gedndert durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)

Gesetz iber die Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBL. I S. 212)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle
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Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von zwei Windkraftanlagen vom Typ VESTAS V90
im Windpark Mildenberg im Landkreis Oberhavel,
Gemeinde Zehdenick, OT Mildenberg,
Gemarkung Mildenberg, Flur 61, Flurstiick 41
und Flur 7, Flurstiick 337

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Die Firma EWF Vier Zwei GmbH & Co. KG und EWF Vier Drei
GmbH & Co. KG, Wiesengrund 13 in 25821 Breklum beantragt
im Landkreis Oberhavel, in der Gemeinde Zehdenick, Ge-
markung Mildenberg, Flur 61, Flurstiick 41 und Flur 7, Flur-
stiick 337 zwei WKA des Typs VESTAS V90 mit einer Gesamt-
hohe von 150 m zu errichten und zu betreiben. Die beiden WKA
sollen bestehende kleinere WEA VESTAS V52 im 6stlichen Teil
des Windeignungsgebietes ersetzen.

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6 Spalte 2 des
Anhanges der Vierten Verordnung iiber genehmigungsbe-
diirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der
Nummer 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPQG).

Nach § 3c in Verbindung mit § 3e UVPG war fiir das beantragte
Vorhaben eine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 033201 442-486 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in 14476 Pots-
dam/OT GroB Glienicke eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgéinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBL. T S. 3830), zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
1. Miérz 2011 (BGBI. I S. 282) gedndert.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt durch Artikel 5 Ab-
satz 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBI. I
S. 1643) geédndert.

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. 1
S. 1757), zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Au-
gust 2010 (BGBI. I S. 1163) geéndert.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens der UVP-Pflicht
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von drei Windkraftanlagen (WKA) am Standort
04924 Bad Liebenwerda OT Lausitz

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Die Firma UKA Meifen Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Dr. Eberle Platz 1 in 01662 Meiflen beantragt die immissions-
schutzrechtliche Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchQG) fiir die Errichtung und den Be-
trieb von drei Windkraftanlagen (WKA 15 bis WKA 17) des
Typs Vestas V 90 in 04924 Bad Liebenwerda OT Lausitz auf den
Grundstiicken Gemarkung Lausitz, Flur 6, Flurstiicke 440, 441
und 222/127.

Es handelt sich hierbei um eine Anlage der Nummer 1.6
Spalte 2 des Anhanges der Verordnung iiber genehmigungs-
bediirftige Anlagen (4. BiImSchV). Das Vorhaben ist eine Erwei-
terung der bereits im Vorhabensgebiet vorhandenen Windfarm
mit 28 genehmigten Windkraftanlagen und damit eine Ande-
rung eines Vorhabens der Nummer 1.6.1 Spalte 1 der Anlage 1
des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG)
gemil § 3e Absatz 1 Nummer 2 UVPG.

Somit war fiir das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorprii-
fung des Einzelfalles nach § 3¢ UVPG durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wahrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Stralie 7, 03050 Cottbus eingesehen
werden.
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Rechtsgrundlagen:

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBL. I S. 3830), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mérz 1997 (BGBI. I S. 504), die durch Artikel 5 Ab-
satz 13 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. 1 S. 212) ge-
andert worden ist.

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das durch Artikel 5 Absatz 15 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Antrag auf Vorbescheid
fiir drei Windkraftanlagen am Standort
14913 Niedergorsdorf OT Rohrbeck

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Die Firma UKA Meifen Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Dr. Eberle Platz 1 in 01662 Meif3en, beantragt einen Vorbescheid
gemil § 9 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
fiir die planungsrechtliche Zuldssigkeit von drei Windkraftan-
lagen des Typs VESTAS V112-3,0 MW im Windpark Rohrbeck
mit einer Nabenhéhe von 140,0 m und je einer maximalen Nenn-
leistung von 3,0 MW in der Gemarkung Rohrbeck, Flur 3, Flur-
stiicke 95, 99, und 107. Es handelt sich dabei um Anlagen der
Nummer 1.6 Spalte 2 des Anhangs der Verordnung iiber
genehmigungsbediirftige Anlagen (4. BimSchV) sowie um ein
Vorhaben der Nummer 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes
iiber die Umweltvertrédglichkeitspriiftung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte mit Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Straie 7, 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI. T S. 3830), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mirz 1997 (BGBL I S. 504), die durch Artikel 5
Absatz 13 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)
gedndert worden ist.

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das durch Artikel 5 Absatz 15 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) geéndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Antrag auf Vorbescheid
fiir zwei Windkraftanlagen am Standort
03205 Calau OT Gollmitz

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Die Firma ABO Wind AG, Volmerstraf3e 7 b in 12489 Berlin, be-
antragt einen Vorbescheid gemiB § 9 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) fiir die planungs- und immissions-
schutzrechtliche Zuldssigkeit von zwei Windkraftanlagen des
Typs REpower 3,2M114 mit einer Nabenh6he von 143 m und je
einer maximalen Nennleistung von 3,17 MW in der Gemarkung
Gollmitz, Flur 4, Flurstiick 15 und Flur 5, Flurstiick 13. Es han-
delt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6 Spalte 2 des
Anhangs der Verordnung i{iber genechmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Num-
mer 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umwelt-
vertriglichkeitsprifung (UVPQG).
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Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte im Genehmigungsverfahren auf der
Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten Unterlagen
sowie eigener Informationen.

Diese Feststellung ist nicht selbsténdig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wiahrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Stralie 7, 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBL. I S. 3830), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) geéndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), die durch Artikel 5 Absatz 13
des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert
worden ist.

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das durch Artikel 5 Absatz 15 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) geéndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Grundwasserentnahme
fiir Beregnung landwirtschaftlicher Flichen
in der Gemarkung Tauche

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Die Agrargenossenschaft Tauche eG, Beeskower Chaussee 17 in
15848 Tauche beantragte eine wasserrechtliche Erlaubnis ge-
mif} § 8 WHG zur Grundwasserentnahme fiir die Beregnung
landwirtschaftlicher Flachen in der Gemarkung Tauche.

Gemal Anlage 1 Nummer 13.3.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum
Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) ist fiir
das geplante Vorhaben zur Feststellung der Pflicht zur UVP eine
allgemeine Vorpriifung des Einzelfalls im Sinne des § 3c
Absatz 1 durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Unterlagen vom
29.03.2012 durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Entscheidung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der
Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten im
Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Stid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Stralle 7, 03050 Cottbus eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts-
gesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), das zuletzt
durch Artikel 5 Absatz 9 des Gesetzes vom 24. Februar 2012
(BGBI.IS.212) gedndert worden ist.

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 8. Dezember 2004 (GVBI. 20051 S. 50),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2011
(GVBI. I Nr. 33) gedndert worden ist.

Verordnung iiber die Zustindigkeiten der oberen Wasserbehor-
de (Wasserbehordenzustindigkeitsverordnung - WaZV) vom
29. Oktober 2008 (GVBI. II S. 413), die zuletzt durch Artikel 4
des Gesetzes vom 19. Dezember 2011 (GVBI. I Nr. 33 S. 29) ge-
dndert worden ist.

Gesetz liber die Umweltvertrdglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das durch Artikel 5 Absatz 15 des Gesetzes vom 24. Fe-
bruar 2012 (BGBI. I S. 212) geédndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
der Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Anderung der Biogasanlage
in 04932 Groden

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Die Firma Schradenbiogas GmbH & Co. KG, Gréden-Nord 2 in
04932 Groden beantragt die Genehmigung nach § 16 des
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Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), die Biogasanla-
ge auf dem Grundstiick Groden-Nord 2, 04932 Groden,
Gemarkung Grdden, Flur 11, Flurstiicke 32/1 und 32/2 (neu
113) durch die Errichtung und den Betrieb einer Biogasauf-
bereitungsanlage wesentlich zu dndern.

Es handelt sich hierbei um eine Anlage der Nummer 8.6 b) Spal-
te 1 in Verbindung mit 1.15 b) Spalte 2 des Anhangs der Verord-
nung iiber genehmigungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV) so-
wie um ein Vorhaben der Nummer 8.4.1 in Verbindung mit
1.11.2.1 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iliber die Umwelt-
vertriglichkeitspriifung (UVPG).

Somit war fiir das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorprii-
fung des Einzelfalles nach § 3¢ Satz 1 UVPG durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strae 7 in 03050 Cottbus eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBL. I S. 3830), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), die durch Artikel 5
Absatz 13 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. 1 S. 212)
geédndert worden ist.

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das durch Artikel 5 Absatz 15 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Wesentliche Anderung und Betrieb
einer Anlage zur Beseitigung oder
Verwertung fester, fliissiger oder in Behiiltern
gefasster gasformiger, gefihrlicher Abfille
(Riickstandsverbrennungsanlage)
in 01987 Schwarzheide

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Der fiir das oben genannte Vorhaben der Firma BASF Schwarz-
heide GmbH, Schipkauer Stra3e 1 in 01987 Schwarzheide am
03.04.2012 &ffentlich bekannt gegebene Erdrterungstermin am
29.08.2012, um 10:00 Uhr im Biirgersaal des Biirgerhauses
(Stadtverwaltung), Ruhlander Str. 102 in 01987 Schwarzheide
findet nicht statt.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Wesentliche Anderung und Betrieb
einer Anlage zur Lagerung von sehr
giftigen, giftigen Stoffen oder Zubereitungen,
brennbaren Fliissigkeiten und sonstigen
chemischen Erzeugnissen in 01987 Schwarzheide

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Der fiir das oben genannte Vorhaben der Firma Alfred Talke
GmbH & Co. KG, Schipkauer Stralle 1 in 01987 Schwarzheide
am 21.03.2012 6ffentlich bekannt gegebene Erorterungstermin
am 18.07.2012, um 10:00 Uhr im Biirgersaal des Biirgerhauses
(Stadtverwaltung), Ruhlander Str. 102 in 01987 Schwarzheide
findet nicht statt.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle
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Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
einer Biogasanlage in 03096 Schmogrow-Fehrow

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 3. Juli 2012

Die Firma Fehrower Agrarbetrieb GmbH, Schmogrower Str. in
03096 Schmogrow-Fehrow beantragt die Genehmigung nach
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), eine
Anlage zur biologischen Behandlung von nicht gefdhrlichen
Abfillen durch anaerobe Vergdrung (Biogasanlage) in der
Gemarkung Fehrow (Landkreis Spree-Neifle), Flur 3, Flur-
stiick 312 zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummern 8.6 b) und
9.1 b) Spalte 2 des Anhanges der Verordnung iiber genechmi-
gungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben
der Nummern 8.4.3 und 9.1.4 Spalte 2 der Anlage 1 des Geset-
zes iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wiahrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Straf3e 7, 03050 Cottbus, eingesehen wer-
den

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgidnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI. 1S.3830), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert wurde.

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mérz 1997 (BGBI. I S. 504), die zuletzt durch Artikel 5
Absatz 13 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)
gedndert wurde.

Gesetz liber die Umweltvertrdglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S.94), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24. Fe-
bruar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert wurde.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes Forst
Brandenburg, Oberforsterei Drebkau
Vom 13. Juni 2012

Der Antragsteller plant im Landkreis Spree-Neifle, Gemarkung
Drebkau, Flur 6, Flurstiick 77 die Erstaufforstung gemaf3
§ 9 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg auf einer Fliche
von 5,0905 ha.

GemaB Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum Gesetz iiber
die Umweltvertrdglichkeitsprifung (UVPG) ist fiir geplante
Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Fest-
stellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorpriifung
des Einzelfalls im Sinne des § 3¢ Satz 2 UVPG durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen
vom 20.04.2012, Az.: LFB 7.30.7020-6/12/12 durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbsténdig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 035602 51918-22 wihrend der Dienstzeit
bei Frau Volkland, Landesbetrieb Forst Brandenburg, Ober-
forsterei Drebkau, Drebkauer Hauptstr. 12, 0316 Drebkau ein-
gesehen werden.

Rechtsgrundlagen: Gesetz liber die Umweltvertraglichkeits-
prifung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
24. Februar 2010 (BGBI. I S. 94)
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BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Medienanstalt Berlin-Brandenburg

Ausschreibung der verfiigharen
Mittelwellenfrequenz 603 kHz
mit Senderstandort in Zehlendorf bei Oranienburg

Vom 18. Juni 2012

Auf der Grundlage von § 21 des Staatsvertrages iiber die Zu-
sammenarbeit zwischen Berlin und Brandenburg im Bereich des
Rundfunks (MStV) und des Beschlusses des Medienrates vom
15. Mai 2012 wird die folgende Ausschreibung bekannt gege-
ben:

A. Verfiigbare Frequenz

Gegenstand der Ausschreibung ist die derzeit nicht genutzte
Mittelwellen-Horfunkfrequenz 603 kHz mit Senderstandort in
Zehlendorf bei Oranienburg.

Diese Frequenz wird ausgeschrieben, nachdem der chinesische
staatliche Rundfunksender ,,CRI* bei der mabb Interesse an der
langfristigen Nutzung dieser Frequenz geduflert hat. Die Aus-
schreibung dient der Wahrung des chancengleichen Zugangs.

B. Festsetzung einer Ausschlussfrist

Antrdge auf Erteilung einer Sendeerlaubnis fiir die Veranstal-
tung von Horfunk auf der ausgeschriebenen Frequenz sowie
Antrége von Rundfunkanstalten, mit denen die Zuweisung die-
ser Frequenz begehrt wird, sind in zwolffacher Ausfertigung

bis zum Mittwoch, 22. August 2012, 12 Uhr
(Eingang bei der Medienanstalt)

an die Medienanstalt Berlin-Brandenburg, Kleine Présidenten-
strafle 1, 10178 Berlin zu richten.

Nur Antragsteller, deren vollstindige Unterlagen entsprechend
den nachfolgend in Bezug genommenen Anforderungen bis zum
Ablauf der Frist bei der Medienanstalt Berlin-Brandenburg ein-
gegangen sind, konnen am Vergabeverfahren teilnehmen.

Die Antragsteller haben nach Antragstellung eintretende Verén-
derungen unverziiglich anzuzeigen. Die Medienanstalt kann
weitere Angaben und Unterlagen anfordern.

C. Anforderungen an die Antrige

Die Anforderungen an die Antrdge konnen bei der Medien-
anstalt angefordert beziehungsweise auf www.mabb.de unter
Programme — Zulassung — Antrdge — Drahtlose Horfunk-
frequenzen abgerufen werden. Sie sind auBlerdem in den Amts-

blattern von Berlin und Brandenburg (Amtsblatt von Berlin
Nr. 50 vom 21. September 2001, S. 4162 ff. /Amtlicher Anzei-
ger des Landes Brandenburg Nr. 39 vom 26. September 2001,
S. 1339 ff.), dort jeweils unter den Buchstaben D. und E. ver-
o6ffentlicht.

Der Antrag soll auch angeben, ob die Frequenz digital oder ana-
log genutzt werden soll.

Der Antrag ist in deutscher Sprache abzufassen.

D. Auskunft

Auskiinfte tiber die Reichweite der ausgeschriebenen Frequenz
erteilt die Medienanstalt auf Anfrage (Herr Uwe Haal,
haass@mabb.de).

E. Verwaltungsgebiihren

Nach der Gebiihrensatzung der Medienanstalt Berlin-Branden-
burg vom 28. Januar 2000 werden fiir die Teilnahme am Aus-
wahlverfahren und fiir die Erteilung der Sendeerlaubnis Verwal-
tungsgebiihren erhoben, deren Hohe sich nach der Grofle des
Verbreitungsgebietes und dem Umfang der Sendezeit richtet.
Die Gebiihr wird erst aufgrund eines gesonderten Bescheides
fallig.

Abfallentsorgungsverband Schwarze Elster

Bekanntmachung der Neufassung
der Verbandssatzung des Abfallentsorgungsverbandes
»Schwarze Elster*

Vom 24. Mai 2012

Auf Grund des Artikels 2 der Siebenten Satzung zur Anderung
der Verbandssatzung des Abfallentsorgungsverbandes ,,Schwar-
ze Elster* vom 19. Oktober 2011 (ABL. S. 2143) wird nachste-
hend der Wortlaut der Verbandssatzung des Abfallentsorgungs-
verbandes ,,Schwarze Elster in der vom 15. Dezember 2011 an
geltenden Fassung bekannt gemacht.

Die Neufassung beriicksichtigt:

1. dieam 12. Juni 2000 in Kraft getretene Verbandssatzung des
Abfallentsorgungsverbandes ,,Schwarze Elster” (ABL./AAnz.
S. 1002),

2. die am 5. Juli 2001 in Kraft getretene 1. Anderungssatzung
(ABL./AAnz. S. 906),
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3. dieam 10. Juli 2002 in Kraft getretene 2. Anderungssatzung
(AB1/AAnz. S. 1350),

4. die am 26. April 2007 in Kraft getretene 3. Anderungssat-
zung (ABL. S. 897),

5. die am 7. August 2008 in Kraft getretene 4. Anderungssat-
zung (ABL. S. 1935),

6. die am 4. Dezember 2008 in Kraft getretene 5. Anderungs-
satzung (ABI. S. 2660),

7. die am 14. April 2011 in Kraft getretene 6. Anderungssat-
zung (ABL. S. 609),

8. dieam 15. Dezember 2011 in Kraft getretene 7. Anderungs-
satzung (ABI. S. 2143).

Lauchhammer, den 24. Mai 2012

Dr.-Ing. Bernd-Ulrich Frosch
Verbandsvorsteher

§1
Name, Sitz, Mitglieder, Rechtsform,
Dienstsiegel des Verbandes und Verbandsgebiet

(1) Die Landkreise Elbe-Elster und Oberspreewald-Lausitz sind
Mitglieder des Abfallentsorgungsverbandes ,,Schwarze Elster*,
nachfolgend Verband genannt. Der Verband ist ein Zweckver-
band gemil den Bestimmungen des Gesetzes tiber kommunale
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der je-
weils giiltigen Fassung.

(2) Sitz des Verbandes ist Lauchhammer.

(3) Der Verband ist eine Korperschaft des 6ffentlichen Rechts;
Vorschriften, die bestimmen, dass sie fiir die Gemeindeverbin-
de gelten, finden auf den Verband Anwendung, soweit sich aus
ihnen oder aus dem GKG nichts anderes ergibt.

(4) Das Verbandsgebiet umfasst das gesamte Gebiet des Land-
kreises Elbe-Elster sowie aus dem Landkreis Oberspreewald-
Lausitz das Gebiet der amtsfreien Gemeinden Senftenberg,
Lauchhammer und Schwarzheide sowie das Gebiet der Amter
Ortrand, Ruhland, Am Senftenberger See, Schipkau und Grof3-
raschen mit Ausnahme des Gebietes der Gemeinden Wormlage
und Barzig und des Gebietes des Ortsteils Woschkow der Stadt
Grofréschen.

(5) Der Abfallentsorgungsverband ,,Schwarze Elster* fiihrt ein
Dienstsiegel entsprechend dem nachfolgend abgedruckten Mus-
ter:

§2
Aufgaben des Verbandes

(1) Der Verband ist 6ffentlich-rechtlicher Entsorgungstriger
nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG)
vom 27. September 1997 (BGBI. I S. 2705) und dem Branden-
burgischen Abfall- und Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG) vom
27.Mai 2009 (GVBI. I S. 175) in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Dem Verband obliegt die Entsorgung der im Verbandsgebiet
anfallenden Abfille nach Mafigabe der Gesetze und seiner
Satzung. Die Abfallentsorgung umfasst die Aufgaben, die ihm
durch das KrW-/AbfG sowie das BbgAbfBodG als 6ffentlich-
rechtlichem Entsorger zugewiesen sind.

(3) Die Verbandsmitglieder verpflichten sich, den Verband zu
unterstiitzen, um die Erfiillung der Aufgaben des Verbandes zu
gewihrleisten, insbesondere:

- den Verband iiber alle Vorhaben und MaBinahmen zu unter-
richten, die den Aufgabenkreis des Verbandes beriihren;

- dem Verband alle Daten und Unterlagen zur Verfiigung zu
stellen, die dieser zur Erfiillung seiner Aufgaben beno-
tigt;

- aufVerlangen des Verbandes dessen Interessen bei der Bau-
leitplanung sowie durch Ausiibung von Vorkaufsrechten zu
beriicksichtigen.

(4) Von der Abfallentsorgung durch den Verband gemif3 Absatz 1
konnen Abfille insoweit ausgenommen werden, wie dies nach
§ 15 Absatz 3 KrW-/AbfG zugelassen ist und durch Satzung oder
Verwaltungsakt des Verbandes angeordnet wird mit der Folge,
dass der Abfallbesitzer entsorgungspflichtig ist.

(5) Unbeschadet seiner Verpflichtungen nach dem KrW-/AbfG
und dem BbgAbfBodG entwickelt, erprobt und wendet der Ver-
band umweltvertragliche Entsorgungsverfahren an. Der Vor-
rang der umweltvertrdglichen Verwertung ist dabei zu gewihr-
leisten, soweit das technisch moglich und wirtschaftlich zuamut-
bar ist.

(6) Der Verband kann unter Beachtung der gemeindewirtschafts-
rechtlichen Bestimmungen der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg (BbgKVerf) auf Grund eines Beschlusses der
Verbandsversammlung Gesellschaften griinden oder sich an sol-
chen beteiligen und sich zur Erfiillung seiner Aufgaben zuver-
lassiger und sachkundiger Dritter bedienen.

(7) Die Verbandsorgane sind verpflichtet, darauf hinzuwirken,
dass der Leistungsumfang der Abfallentsorgung sowie die Ab-
fallgebiihren nicht in erheblichem Mafle von denen des Kom-
munalen Abfallentsorgungsverbandes Niederlausitz abweichen.
Sie sind insbesondere verpflichtet, entsprechende Abstimmun-
gen mit dem Kommunalen Abfallentsorgungsverband Nieder-
lausitz vorzunehmen.

§3
Befugnisse

(1) Der Verband verwaltet seine Angelegenheiten in eigener Ver-
antwortung.
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(2) Der Verband hat das Recht, Satzungen zu erlassen.
Der Verband ist fiir die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten auf
der Grundlage seiner Satzung zustdndig.

(3) Der Verband regelt insbesondere im Rahmen einer Abfall-
entsorgungssatzung die Benutzung seiner Dienstleistungen so-
wie seiner Anlagen und Einrichtungen. Im Rahmen einer Ab-
fallgebiihrensatzung regelt er die Gebiihren fiir die Abfallent-
sorgung, sofern nicht privatrechtliche Entgelte gefordert wer-
den. Die Erhebung privatrechtlicher Entgelte wird in einer Ent-
geltordnung festgelegt.

§4

Verbandsorgane
Die Verbandsorgane des Verbandes sind:

1. die Verbandsversammlung (§ 5),
2. der Verbandsvorstand (§ 12) und
3. der Verbandsvorsteher (§ 16).

§5

Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung setzt sich aus den von den Ver-
bandsmitgliedern entsandten Vertretern zusammen.

(2) Mitglieder kraft Amtes in der Verbandsversammlung sind die
Landrite. Im Falle ihrer Verhinderung werden sie durch ihren
allgemeinen Stellvertreter im Amt vertreten.

Jedes Verbandsmitglied entsendet neben dem Landrat vier wei-
tere Vertreter in die Verbandsversammlung. Fiir jeden weiteren
Vertreter im Sinne des Satzes 3 ist je ein Stellvertreter fiir den
Fall der Verhinderung zu entsenden.

(3) Jedes Verbandsmitglied hat so viel Stimmen wie Vertreter,
die gemdl Absatz 2 in die Verbandsversammlung entsandt wur-
den. Die Stimmen eines Verbandsmitgliedes kdnnen nur ein-
heitlich abgegeben werden.

(4) Die weiteren Vertreter im Sinne des Absatzes 2 Satz 3 der Land-
kreise und deren Stellvertreter in der Verbandsversammlung wer-
den durch die jeweiligen Kreistage fiir deren Wahlzeit aus ihrer
Mitte oder aus den Dienstkréften der Verbandsmitglieder gewahlt.
Die Mitgliedschaft der bisherigen Vertreter endet mit dem Amts-
antritt der neu bestellten Vertreter.

(5) Die Verbandsmitglieder konnen ihren Vertretern Weisungen
erteilen.

(6) Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung erlischt,
wenn die Voraussetzungen der Wahl oder Entsendung des
Vertreters wegfallen. Fiir die Nachfolger ausgeschiedener Ver-
treter vor Ablauf der Wahlzeit finden die Bestimmungen des § 15
Absaz 4 GKG Anwendung.

(7) Die Verbandsversammlung wihlt aus ihrer Mitte den Vertre-
ter eines Verbandsmitgliedes zum Vorsitzenden der Verbands-
versammlung, in gleicher Weise wihlt sie einen Stellvertreter
des Vorsitzenden der Verbandsversammlung.

(8) Die Verbandsversammlung kann bei einzelnen Beratungs-
punkten sachkundige Personen zur beratenden Teilnahme hin-
zuziehen.

§6

Aufgaben der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist das oberste Organ des Abfall-
entsorgungsverbandes ,,Schwarze Elster*.

Sie entscheidet iiber alle Aufgaben des Verbandes, soweit nicht
nach dem Gesetz, dieser Satzung oder Beschliissen der Ver-
bandsversammlung Angelegenheiten dem Verbandsvorsteher
oder dem Verbandsvorstand iibertragen werden.

(2) Die Verbandsversammlung ist ausschlieBlich zustindig fiir
folgende Angelegenheiten, die nicht auf andere Organe tibertra-
gen werden konnen:

a) die Entscheidung iiber die Errichtung und die wesentliche
Erweiterung der den Verbandsaufgaben dienenden Einrich-
tungen,

b) die Beschlussfassung iiber den Erlass, die Anderung oder
Aufhebung von Satzungen;

c) die Beschlussfassung iiber den jéhrlichen Wirtschaftsplan,
seiner Nachtrage und die Aufnahme von Krediten;

d) die Festsetzung allgemeiner privatrechtlicher Entgelte;

e) die Feststellung des gepriiften Jahresabschlusses und die
Entlastung des Verbandsvorstehers;

f) die Wahl und die Abwahl des Verbandsvorstehers und seines
Vertreters;

g) die Beschlussfassung iiber den Erlass, die Anderung und die
Aufhebung der Geschiftsordnung fiir die Verbandsversamm-
lung;

h) die Bildung, Besetzung und Aufldsung standiger und zeit-
weiliger Ausschiisse;

i) die Festsetzung von Auslagen, Sitzungsgeldern, Aufwands-
und Verdienstausfallentschdadigungen fiir Mitglieder der
Verbandsversammlung, des Verbandsvorstandes und der Aus-
schiisse;

j) die Beschlussfassung tiber die Auflosung des Verbandes und
die Bestellung von Abwicklern;

k) die Beschlussfassung itiber die Auseinandersetzungsverein-
barung im Fall des Ausscheidens von Verbandsmitgliedern

oder der Aufldsung des Zweckverbandes;

1) die Entscheidung iiber Standorte, Konzeptionen, Planung
und Errichtung von Abfallentsorgungsanlagen;

m) die Aufstellung des Abfallwirtschaftskonzeptes;

n) die Griindung neuer oder die Beteiligung an bestehenden
Gesellschaften;
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o) die Entscheidung tiber den Erwerb, die Verduferung und Be-
lastung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rech-
ten soweit sie einen Wert von 130 000 Euro tibersteigen;

p) die Entscheidung iiber alle librigen vermdgensrechtlichen
Rechtsgeschifte soweit diese einen Wert von 250 000 Euro
libersteigen;

q) die Niederschlagung und den Erlass von Geldforderungen,
die im Einzelfall 30 000 Euro iibersteigen sowie

r) die ihr gesetzlich ausdriicklich zugewiesenen Aufgaben.

§7
Einberufung der Verbandsversammlung

(1) Die konstituierende Sitzung der Verbandsversammlung am
Anfang jeder Amtsperiode der Mitglieder der Verbandsver-
sammlung beruft der Vorsitzende der bisherigen Verbandsver-
sammlung ein. In dieser Sitzung hat zuerst die Wahl des neuen
Vorsitzenden der Verbandsversammlung und dessen Stellvertre-
ter zu erfolgen.

(2) Die Verbandsversammlung ist vom Vorsitzenden nach Be-
darf, jedoch mindestens zweimal im Jahr, und zwar zur Be-
schlussfassung tiber den Wirtschaftsplan sowie iiber die Fest-
stellung des gepriiften Jahresabschlusses und die Entlastung des
Verbandsvorstehers, einzuberufen.

(3) Sie muss unverziiglich einberufen werden, wenn ein Ver-
bandsmitglied des Verbandes dies unter Angabe des Beratungs-
gegenstandes verlangt.

(4) Die Einladung hat schriftlich zu erfolgen und Zeit, Ort sowie
die Tagesordnung zu enthalten.

(5) Zwischen dem Tag der Absendung der Einladung und dem
Sitzungstermin muss eine Frist von zehn Arbeitstagen liegen. In
dringenden Fillen, die keinen Aufschub dulden, kann die Frist
auf drei Arbeitstage verkiirzt werden.

(6) Der Vorsitzende der Verbandsversammlung setzt die Tages-
ordnung im Benehmen mit dem Verbandsvorsteher fest. Die Ta-
gesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss der Verbands-
versammlung erweitert werden, wenn es sich um eine Angele-
genheit handelt, die keinen Aufschub duldet. Ein Verstof3 gegen
die Offentlichkeit der Sitzung liegt dann nicht vor. Tagesord-
nungspunkte diirfen nur mit Zustimmung der Person oder Per-
sonengruppe, die die Aufnahme des Tagesordnungspunktes ver-
anlasst hat, abgesetzt werden.

§8

Sitzungen der Verbandsversammlung

(1) Der Vorsitzende leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung
wihrend der Sitzung als Hausherr. Die Leitung der konstituie-
renden Sitzung der Verbandsversammlung obliegt bis zur Wahl
des Vorsitzenden der Verbandsversammlung dem an Lebensjah-
ren &ltesten, nicht verhinderten Mitglied der neuen Verbands-
versammlung.

(2) Auf das Verfahren in der Verbandsversammlung sind die Be-
stimmungen der BbgKVerf fiir das Verfahren im Kreistag ent-
sprechend anzuwenden.

§9
Offentlichkeit

(1) Die Sitzungen der Verbandsversammlung, des Verbandsvor-
standes und seiner Ausschiisse sind offentlich, soweit nicht
Rechtsvorschriften oder diese Satzung etwas anderes bestimmen.

(2) Zuhorer sind nicht berechtigt, in der Sitzung das Wort zu er-
greifen oder Beifall oder Missbilligung zu duflern.

(3) Die Offentlichkeit ist auszuschlieBen, wenn iiberwiegende
Belange des 6ffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Ein-
zelner es erfordern. Dies kann insbesondere gegeben sein bei:

a) Personalangelegenheiten, mit Ausnahme der Wahl und der
Abwahl des Verbandsvorstehers und seines Stellvertre-
ters;

b) Grundstiicksangelegenheiten;

¢) Vergabe von Auftrigen und Abschluss von Vertrdgen iiber
Lieferungen und Leistungen, mit Ausnahme offentlich-
rechtlicher Vereinbarungen;

d) Erlass von Forderungen sowie Angelegenheiten, die dem
Steuergeheimnis oder dem Bankgeheimnis unterliegen;

e) Angelegenheiten aus der ortlichen und tiberdrtlichen Prii-
fung mit Ausnahme der abschliefenden Beratung der Prii-
fung des Jahresabschlusses;

f) Fihrung von Rechtsstreitigkeiten, mit Ausnahme des Be-
richtes iiber deren Ausgang;

g) sonstige Angelegenheiten, soweit eine vertrauliche Behand-
lung gesetzlich vorgeschrieben, im Interesse des Verbandes
geboten erscheint oder schutzwiirdige Interessen Dritter
oder das Gemeinwohl es erfordert sowie

h) Vertragsverhandlungen und sonstige Angelegenheiten, die
Vertrage mit Dritten betreffen.

(4) Der Verbandsvorsteher, die Verbandsmitglieder oder jeder
Vertreter der Verbandsversammlung kann im Einzelfall einen
Antrag auf Feststellung der Voraussetzungen nach Absatz 3
Satz 1 stellen. Der Antrag ist in nichtdffentlicher Sitzung zu be-
raten und zu entscheiden. Die Entscheidung ist in 6ffentlicher
Sitzung bekannt zu geben.

§ 10
Beschliisse und Wahlen in der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfahig, wenn ord-
nungsgemdf eingeladen wurde und mehr als die Halfte der sat-
zungsmifBigen Anzahl der Vertreter der Verbandsversammlung
anwesend ist.
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(2) Der Vorsitzende der Verbandsversammlung stellt die Be-
schlussfahigkeit zu Beginn der Sitzung fest. Danach gilt die Ver-
bandsversammlung als beschlussfzhig, so lange ihre Beschluss-
unfdhigkeit nicht auf Antrag eines Vertreters oder durch den Vor-
sitzenden ohne Antrag festgestellt wird.

(3) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunféhigkeit zurtick-
gestellt worden, beruft der Vorsitzende eine neue Sitzung inner-
halb von 14 Kalendertagen, friihestens nach Ablauf von fiinf Ka-
lendertagen iiber denselben Gegenstand ein, die hinsichtlich der
zuriickgestellten Angelegenheiten ohne Riicksicht auf die Zahl
der anwesenden Vertreter beschlussfihig ist. Bei der zweiten
Einladung ist darauf ausdriicklich hinzuweisen.

(4) Beschliisse der Verbandsversammlung werden, soweit Ge-
setze oder diese Satzung nichts anderes bestimmen, mit den auf
»JA“ oder ,,NEIN“ lautenden Stimmen der Verbandsmitglieder
gefasst. Schreiben Gesetze Einstimmigkeit vor, so sind Be-
schliisse ohne Gegenstimmen zu fassen.

(5) Es wird offen abgestimmt. Die Verfahren zur namentlichen
und geheimen Abstimmung sind in der Geschéftsordnung gere-
gelt.

(6) Beschliisse zur Auflésung des Verbandes, zur Festsetzung
der Umlage sowie zur Anderung der Verbandssatzung bediirfen
einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsméaBigen Stim-
menzahl der Verbandsversammlung sowie im Fall der Anderung
der Verbandsaufgaben einer einstimmigen Beschlussfassung.

(7) Gewihlt wird geheim durch Stimmzettel. Abweichungen
konnen vor der jeweiligen Wahl einstimmig beschlossen wer-
den.

(8) Die Beschliisse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von
Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden Vertreter,
der behandelten Gegenstinde (Beschlussvorlage) und der Ab-
stimmungsergebnisse (Stimmenverhéltnis) in einem Beschluss-
protokoll festzuhalten und von dem Vorsitzenden, einem weite-
ren Vertreter der Verbandsversammlung sowie dem Schriftfiih-
rer zu unterzeichnen.

§11

Stindige und zeitweilige Ausschiisse

(1) Die Verbandsversammlung kann aus ihrer Mitte stdndige
oder zeitweilige Ausschiisse bilden. Die Ausschiisse konnen der
Verbandsversammlung Empfehlungen geben.

(2) Fiir die Sitzungen, Beschliisse und die Wahl der Vorsitzenden
der Ausschiisse gelten die Bestimmungen der Verbandsver-
sammlung entsprechend.

(3) Die Ausschiisse konnen jederzeit durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung aufgelost und neu gebildet werden.

(4) Die Verbandsversammlung kann neben den Verbandsvertre-
tern sachkundige Einwohner, jedoch nicht Bedienstete der Mit-
glieder und des Verbandes, zu Mitgliedern seiner Ausschiisse be-
rufen. Sachkundige Einwohner haben kein Stimmrecht.

§12
Verbandsvorstand

(1) Der Verbandsvorstand besteht aus dem Verbandsvorsteher
als dem stimmberechtigten Vorsitzenden kraft Amtes sowie je
weiteren zwei Vertretern jedes Verbandsmitgliedes. Stellvertre-
tender Vorsitzender ist der Stellvertreter des Verbandsvorstehers.
Die Vertretung des Verbandsvorstehers schlieit dessen Vorsitz
als auch dessen Stimmrecht ein.

(2) Fiir jedes weitere Mitglied des Verbandsvorstandes ist ein
Stellvertreter zu wihlen. Die Mitglieder des Verbandsvorstandes
und ihre Stellvertreter werden aus dem Kreis der ordentlichen
Mitglieder der Verbandsversammlung fiir die Dauer ihrer Wahl-
zeit gewahlt.

§13
Aufgaben des Verbandsvorstandes

(1) Der Verbandsvorstand entscheidet iiber die Angelegenheiten,
die ihm nach dieser Satzung oder besonderen Beschliissen der
Verbandsversammlung zur dauernden Erledigung {ibertragen
werden, soweit diese nicht durch Gesetz der Verbandsversamm-
lung oder dem Verbandsvorsteher zur Erledigung zugewiesen
sind.

(2) Der Verbandsvorstand entscheidet insbesondere iiber die ihm
nach Absatz 3 libertragenen Aufgaben, koordiniert die Tatigkeit
der stindigen sowie zeitweiligen Ausschiisse und behilt sich
vor, tiber die Planung der Verwaltungsaufgaben von besonderer
Bedeutung zu entscheiden.

(3) Dem Verbandsvorstand werden folgende Aufgaben tibertragen:

a) die Ubernahme einer fremden Verbindlichkeit, insbesonde-
re iiber die Eingehung von Biirgschaften und Gewéhrsver-
trdgen bis zu einer Hohe von 250 000 Euro;

b) die Entscheidung iiber den Erwerb, die Verduflerung und Be-
lastung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rech-
ten, soweit sie einen Wert von 50 000 Euro ibersteigen, bis
zu einem Wert von 130 000 Euro;

c) die Entscheidung iiber alle {ibrigen vermdgensrechtlichen
Rechtsgeschifte, soweit diese einen Wert von 50 000 Euro
iibersteigen, bis zu einem Wert von 250 000 Euro;

d) die Niederschlagung und den Erlass von Geldforderungen,
im Einzelfall bis zu einem Wert von 30 000 Euro;

e) Erhebung von Klagen mit Streitwerten, die den Wert von
6 000 Euro iibersteigen;

f) der Abschluss von Vergleichen, die den Wert von 6 000 Euro
iibersteigen sowie

g) die Vergabe von Lieferungen und Leistungen, wenn der Auf-
trag aus besonderen Griinden nicht dem giinstigsten Bieter
iibertragen werden soll. Alle anderen Vergaben zihlen bis zu
den in diesem Absatz festgelegten unteren Wertgrenzen zu
den Geschiften der laufenden Verwaltung.
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§ 14
Einberufung des Verbandsvorstandes

(1) Der Verbandsvorsteher als Vorsitzender des Verbandsvor-
standes beruft den Verbandsvorstand ein. Er ist nach Bedarf,
mindestens alle drei Monate einzuberufen.

(2) Der Verbandsvorstand ist ferner einzuberufen, wenn es ein
Vorstandsmitglied unter Angabe des Beratungsgegenstandes
verlangt.

(3) Der Verbandsvorsteher als Vorsitzender des Verbandsvor-
standes setzt die Tagesordnung fest; § 7 Absatz 4, 5 und 6 dieser
Satzung gelten entsprechend.

§15
Sitzungen, Offentlichkeit und Beschliisse
des Verbandsvorstandes

(1) Auf die Sitzungen, die Beschlussfahigkeit, die Beschlussfas-
sung und die Offentlichkeit des Verbandsvorstandes finden die
fiir die Verbandsversammlung festgelegten Bestimmungen die-
ser Satzung und der Geschéftsordnung der Verbandsversamm-
lung des Abfallentsorgungsverbandes ,,Schwarze Elster* sinn-
gemill Anwendung.

(2) Die Beschliisse des Verbandsvorstandes werden mit Stim-
menmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmen-
gleichheit gilt die Vorlage als abgelehnt.

§16
Verbandsvorsteher

(1) Der Verbandsvorsteher ist hauptamtlich titig. Er wird durch
die Verbandsversammlung fiir die Dauer von acht Jahren ge-
wihlt, mehrmalige Wiederwahl ist moglich. Die Verbandsver-
sammlung kann den Verbandsvorsteher vor Ablauf der Wahlzeit
im Verband abwéhlen. Fiir das Verfahren gelten die gesetzlichen
Vorschriften.

(2) Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und
aullergerichtlich.

(3) Erklarungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll,
bediirfen der Schriftform. Die Verpflichtungserklarungen miissen
vom Verbandsvorsteher oder seinem Vertreter und dem Vorsitzen-
den der Verbandsversammlung oder seinem Vertreter unterzeich-
net werden. Fiir Geschifte der laufenden Verwaltung geniigt die
Unterschrift des Verbandsvorstehers oder seines Vertreters.

(4) Die Verbandsversammlung ist Dienstvorgesetzte des Ver-
bandsvorstehers.

§17
Stellvertreter des Verbandsvorstehers

Die Verbandsversammlung wihlt aus den Dienstkriften des
Zweckverbandes fiir die Dauer von acht Jahren fiir den Ver-
bandsvorsteher einen Stellvertreter. Eine mehrmalige Wieder-

wahl ist moglich. Fiir das Abwahlverfahren gelten die Vorschrif-
ten fiir die Abwahl des Verbandsvorstehers entsprechend.

§18
Aufgaben des Verbandsvorstehers

(1) Der Verbandsvorsteher fiihrt die laufenden Geschéfte sowie -
nach Mafigabe der Gesetze, der Verbandssatzung und der Be-
schliisse der Verbandsversammlung und des Vorstandes - die
iibrige Verwaltung des Verbandes. Er ist Dienstvorgesetzter der
Dienstkrifte des Abfallentsorgungsverbandes.

(2) Der Verbandsvorsteher nimmt insbesondere folgende Aufga-
ben wahr:

a) Vorbereitung der Beschliisse der Verbandsversammlung und
des Verbandsvorstandes;

b) Ausfithrung der Beschliisse der Verbandsversammlung und
des Verbandsvorstandes sowie die Erfiillung der vom Vor-
stand libertragenen Aufgaben;

¢) Unterrichtung der Verbandsversammlung und des Verbands-
vorstandes iiber alle wichtigen Verbandsangelegenheiten,
insbesondere iiber erfolgsgefahrdende Mehraufwendungen
und Mindereinnahmen sowie iiber Mafinahmen im Bereich
der Pflichtaufgaben zur Erfiillung nach Weisung und der
Auftragsangelegenheiten;

d) Anstellung, Eingruppierung und Kiindigung von Beschéaf-
tigten des Verbandes;

e) Vergabe von Lieferungen und Leistungen sowie alle vermo-
gensrechtliche Verpflichtungs- und Rechtsgeschéfte mit ei-
nem Wert bis zu 50 000 Euro, soweit sie die in § 13 Absatz 3
lit. a), ¢), d) und e) genannten Bedingungen und unteren
Wertgrenzen nicht iibersteigen;

f) die Erhebung von Klagen mit Streitwerten mit einem Wert
bis zu 6 000 Euro;

g) Niederschlagung und Erlass von Geldforderungen, die im
Einzelfall den Wert von 3 000 Euro nicht iibersteigen;

h) Einziehung von Gebiihren und Entgelten sowie
i) die Entscheidung tiber die Anlage von Festgeldern.

(3) Der Verbandsvorsteher ist berechtigt und verpflichtet, an den
Sitzungen der Verbandsversammlung teilzunehmen.

(4) Der Verbandsvorsteher hat die Beschliisse der Verbandsver-
sammlung zu beanstanden, wenn er der Auffassung ist, dass sie
rechtswidrig sind. § 55 BbgKVerf findet Anwendung.

§19
Eilentscheidungen

(1) In dringenden Angelegenheiten der Verbandsversammlung
oder des Verbandsvorstandes, deren Erledigung nicht bis zu ei-
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ner vereinfacht einberufenen Sitzung der Verbandsversammlung
oder des Verbandsvorstandes aufgeschoben werden kann, ent-
scheidet der Verbandsvorsteher im Einvernehmen mit dem Vor-
sitzenden der Verbandsversammlung zur Abwehr einer Gefahr
oder eines erheblichen Nachteils fiir den Zweckverband.

(2) Die Entscheidung ist dem zusténdigen Organ des Verbandes
in der nédchsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. Das zu-
standige Organ kann die Eilentscheidung autheben, soweit nicht
schon Rechte Dritter durch die Entscheidungsausfiihrung ent-
standen sind.

(3) Lagen die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht vor, haben
die Beteiligten den Schaden zu ersetzen, der dem Abfallentsor-
gungsverband ,,Schwarze Elster” durch deren vorsitzliches Ver-
halten entstanden ist. Der Verbandsvorsteher haftet auch fiir gro-
be Fahrlassigkeit.

§20
Rechtstellung der Mitglieder der Verbandsversammlung,
des Verbandsvorstandes sowie der Ausschiisse

(1) Die Vertreter in der Verbandsversammlung, die Mitglieder
des Verbandsvorstandes (mit Ausnahme des Verbandsvorstehers
als Vorsitzender des Verbandsvorstandes), der Ausschiisse sowie
ihre Stellvertreter sind ehrenamtlich titig. Sie haben nur An-
spruch auf Ersatz ihrer Auslagen und des Verdienstausfalls, ih-
nen kann Sitzungsgeld gewdhrt werden. Naheres regelt eine Ent-
schidigungssatzung.

(2) Die zu ehrenamtlicher Tatigkeit gemaf Absatz 1 Berufenen
unterliegen der Verschwiegenheitspflicht und den Ausschlie-
Bungsgriinden nach Maf3gabe der BbgK Verf.

(3) Rechte und Pflichten der Vertreter der Verbandsversammlung
bestimmen sich nach der LKrO in der jeweils giiltigen Fassung.

§21
Arbeitgebereigenschaft

(1) Der Verband kann Beschéftigte einstellen.

(2) Bei Auflosung des Verbandes oder Anderung seiner Aufga-
ben tibernimmt der Rechtsnachfolger die Beschiftigten. Fehlt
ein Rechtsnachfolger, so sind die Beschéftigten von den Ver-
bandsmitgliedern im paritdtischen Verhiltnis zu iibernehmen.

§22
Verbandswirtschaft

(1) Auf die Wirtschaftsfiihrung und das Rechnungswesen des
Verbandes finden die entsprechenden fiir die Eigenbetriebe gel-
tenden Vorschriften sinngemafl Anwendung.

(2) Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§23
Wirtschaftsplan

(1) Der Verbandsvorsteher leitet den Entwurf des Wirtschafts-
planes bis zum 1. Dezember des jeweiligen Wirtschaftsjahres fiir

das Folgejahr der Verbandsversammlung rechtzeitig zur Bera-
tung und Beschlussfassung zu.

(2) Die Verbandsversammlung beschlieft vor Beginn jedes
Wirtschaftsjahres den Wirtschaftsplan.

(3) Der Wirtschaftsplan ist zu dndern, wenn die Voraussetzungen
nach der EigV gegeben sind.

(4) Fiir die Bekanntmachung gilt § 14 Absatz 3 Satz 3 bis 5 EigV
entsprechend.

§24
Unterrichtungspflicht

Der Verbandsvorsteher hat den Vorstand und die Verbandsver-
sammlung mindestens halbjéhrlich iiber die Entwicklung der Er-
trage und Aufwendungen sowie iiber den Fortgang der im Wirt-
schaftsplan vorgesehenen Investitionen schriftlich zu unterrich-
ten.

§25
Jahresabschluss

Fiir den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresab-
schluss gemaf der §§ 21 bis 26 der EigV aufzustellen.

§26
Jahresabschlusspriifung

(1) Fiir die Prifung des Jahresabschlusses finden auf der Grund-
lage der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg und des
Gesetzes iiber kommunale Gemeinschaftsarbeit fiir das Land
Brandenburg die Vorschriften {iber die Priifung der Eigenbetrie-
be entsprechend Anwendung.

(2) Auf Beschluss der Verbandsversammlung kann zusétzlich ei-
ne Ortliche Priifung durch das Rechnungspriifungsamt eines Ver-
bandsmitgliedes durchgefiihrt werden.

§ 27
Deckung des Finanzbedarfes, Umlegungsschliissel

(1) Der Verband erhebt fiir die Abfallentsorgung Gebiihren nach
den Vorschriften des kommunalen Abgabenrechts und Entgelte.
Die Gebiihrensatzung muss den Anforderungen des § 9
des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes
(BbgAbfBodG) entsprechen.

(2) Soweit Gebiihren, sonstige Einnahmen und Kredite zur
Deckung des Finanzbedarfs nicht ausreichen, erhebt der Abfall-
entsorgungsverband ,,Schwarze Elster von den Verbandsmit-
gliedern eine Umlage nach Maf3gabe der folgenden Absitze.

(3) Der durch Gebiihren, sonstige Einnahmen oder Kredite nicht
gedeckte Finanzbedarf fiir die Errichtung und Erneuerung der
Anlagen des Verbandes wird auf die Verbandsmitglieder umge-
legt (Investitionsumlage). Das Gleiche gilt fiir den durch Ge-
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biihren, sonstige Einnahmen und Kredite nicht gedeckten Fi-
nanzbedarf fiir MaBnahmen zur Sanierung, Rekultivierung und
Nachsorge von Abfallentsorgungsanlagen des Verbandes (Sa-
nierungsumlage). Sofern sonstige Einnahmen des Verbandes zur
Deckung eines Fehlbedarfs im Bereich der Betriebskosten nicht
ausreichen, erhebt der Verband von seinen Mitgliedern eine Um-
lage (Betriebskostenumlage). Umlegungsschliissel ist jeweils
die vom Landesamt fiir Datenverarbeitung und Statistik verdf-
fentlichte Einwohnerzahl des anteiligen Verbandsgebietes zum
Stichtag 31.12. des Vorjahres. Die Regelungen nach Absatz 4
sind dabei zu beachten.

(4) Sofern die Kosten fiir die Sanierung, Rekultivierung und
Nachsorge der Deponien Horlitz, Hennersdorf und Bahnsdorfer
Berg nicht durch Gebiihren und sonstige Einnahmen aufge-
bracht werden konnen, erhebt der Verband eine Umlage im Ver-
hiltnis 36,8 : 63,2 von den Landkreisen Oberspreewald-Lausitz
und Elbe-Elster.

(5) Die Hohe der Umlagen nach Absatz 3 und 4 ist im Wirt-
schaftsplan fiir jedes Wirtschaftsjahr neu festgesetzt. Die Umla-
gebetrige sind den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schrift-
lichen Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid).

§ 28
Kassenverwaltung

(1) Der Verbandsvorsteher hat, wenn der Verband seine Kassen-
geschifte nicht auflerhalb der Verbandsverwaltung besorgen
ldsst, einen Kassenverwalter und einen Stellvertreter zu benen-
nen. Der Kassenverwalter und dessen Stellvertreter diirfen nicht
gleichzeitig anordnungsbefugte Beschiftigte des Verbandes sein.

(2) Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter diirfen unterein-
ander, zum Verbandsvorsteher und zu anordnungsbefugten Be-
schiftigten des Verbandes nicht in einem die Befangenheit be-
griinden Verhiltnis stehen.

(3) Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter sind nicht be-
fugt, Zahlungen anzuordnen.

(4) Niheres regelt eine Kassenordnung.

§29
Auflosung des Verbandes

(1) Der Verband ist aufgeldst, wenn seine Aufgaben durch ein
Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes vollstindig auf eine ande-
re Korperschaft des 6ffentlichen Rechts libergehen oder wenn er
nur noch aus einem Mitglied besteht.

(2) Bei Auflosung des Verbandes erhalten die Verbandsmitglie-
der die von ihnen in den Verband unentgeltlich eingebrachten
Vermdgenswerte mit allen Aktiva und Passiva zuriick, sofern sie
zur Aufgabenerfiillung des jeweiligen Verbandsmitgliedes beno-
tigt werden. Liegt diese Voraussetzung nicht vor, entscheidet die
Verbandsversammlung iiber die Verwertung des Vermogens,
tiber Entschddigungsanspriiche des Verbandsmitgliedes sowie
Ausgleich etwaiger Verbindlichkeiten.

(3) Die Auflésung des Verbandes ist nur mit Zustimmung der
Vertretungsorgane der Verbandsmitglieder moglich.

(4) Die Ubernahme der Angestellten und Arbeiter regelt sich
nach § 21 Absatz 2. Die bisher erworbenen Rechte und Anwart-
schaften sind zu gewihrleisten.

(5) Reicht das Verbandsvermogen zur Befriedigung der Glaubi-
ger nicht aus, ist von den Verbandsmitgliedern eine entspre-
chende Umlage nach § 27 Absatz 3 zu erheben.

(6) Fallen die Verbandsmitglieder durch Eingliederung in eine
andere Korperschaft, durch Zusammenschluss mit einer anderen
Korperschaft oder aus sonstigem Grunde weg, gelten die gesetz-
lichen Regelungen des GKG in der jeweils geltenden Fassung.

§ 30
Offentliche Bekanntmachungen

(1) Bekanntmachungen erfolgen, auf3er in den Fallen des Absat-
zes 2, durch den Verbandsvorsteher.

(2) Die Verbandssatzung und ihre Anderungen werden im Amts-
blatt fiir Brandenburg bekannt gemacht. Die Verbandsmitglieder
weisen in der fiir Bekanntmachungen ihrer Satzungen vorgese-
henen Form auf diese Verdffentlichung hin.

(3) Satzungen des Abfallentsorgungsverbandes und ihre Anderun-
gen, auller Satzungen, die unter Absatz 2 fallen, werden im Amts-
blatt fiir den Landkreis Elbe-Elster, welches als Beilage zum Kreis-
anzeiger fiir den Landkreis Elbe-Elster erscheint, und im Amtsblatt
fiir den Landkreis Oberspreewald-Lausitz verdtfentlicht.

(4) Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen und
diese Satzung keine abweichenden Regelungen enthilt, erfolgen
sonstige 6ffentliche Bekanntmachungen des Abfallentsorgungs-
verbandes, die durch Rechtsvorschriften vorgeschrieben sind,
durch Verdffentlichung des vollen Wortlautes im ,,Wochenku-
rier - Gebietsausgaben Bad Liebenwerda, Finsterwalde, Herz-
berg und Senftenberg.

(5) In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine auf-
sichtsbehordliche Genehmigung unter Angabe der genehmigen-
den Behorde und des Datums der Genehmigung hinzuweisen.

(6) Ist eine rechtzeitige 6ffentliche Bekanntmachung in der in
Absatz 3 und 4 festgelegten Form infolge héherer Gewalt oder
sonstiger unabénderbarer Ereignisse nicht moglich, ist diese in
geeigneter Weise zu vollziehen.

Die Bekanntmachung ist in der nach Absatz 3 und 4 vorge-
schriebenen Form zu wiederholen, sobald die Umstidnde dies zu-
lassen.

(7) Die Bekanntmachung von Ort, Zeit und Tagesordnung der
Sitzungen der Verbandsversammlung erfolgt entsprechend Ab-
satz 4 mindestens eine Woche vor der Sitzung. Ist eine Bekannt-
machung in der nach Absatz 4 vorgeschriebenen Form aufgrund
einer verkiirzten Ladungsfrist, infolge hoherer Gewalt oder an-
derer unabdnderbarer Ereignisse nicht moglich, gilt Absatz 6
Satz 2 entsprechend.
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gldubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den tibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht ginzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmaiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der Ver-
steigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Montag, 20. August 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Frankfurt
(Oder) Blatt 4404 cingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 117, Flurstiick
137, Gebaude- und Freifliche, Grofie 3.090 m?
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 117, Flurstiick
138, Gebdude- und Freifliche, Groflie 5.116 m?
Ifd. Nr. 4, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 117, Flurstiick
139/5, Gebdude- und Freiflache, Grofie 6.710 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
04.03.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

1fd. Nr. 4, Flur 117, Flurstiick 139/5,98.000,00 EUR,

1fd. Nr. 2, Flur 117, Flurstiick 137, 65.000,00 EUR,

1fd. Nr. 3, Flur 117, Flurstiick 1338, 1,00 EUR,
Gesamtausgebot: 152.000,00 EUR.

Postanschrift: Goepelstra3e 94, 15234 Frankfurt (Oder)

Bebauung: Nutzung als Gewerbeflache; Bebauung mit ver-
schiedenen Gebéduden (Verwaltungsgebéude,
Kfz-Werkstatt, Wohnhaus, Garagen- und Lager-
gebdude, Schlossereigebiude)

Im Termin am 04.06.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 3 K 40/09

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Montag, 20. August 2012, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder),
Miillroser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von
Seelow Blatt 1431 cingetragenen Grundstiicksanteile, Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Seelow, Flur 15, Flurstiick 72/7, Gebéu-
de- und Freiflache, Zernickower Str. 13, 13A, 13B,
Grofe 1.106 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
01.12.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 339.000,00 EUR (insgesamt).

Im Termin am 17.01.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Nutzung: Doppelwohnhaus mit drei Wohneinheiten (teil-
weise vermietet), Garage, Carport, Gerite-
schuppen

Postanschrift: Zernickower Str. 13, 13 A, 13 B, 15306 Seelow
Geschifts-Nr.: 3 K 213/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 19. September 2012, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch

von Bad Saarow-Pieskow Blatt 3073 auf den Namen: -

*eingetragene Eigentum, Bezeichnung gemill Be-
standsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 22,22/1000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick Flur 13, Flurstiick 398, verbunden mit dem
Sondereigentum an der Wohnung im 1. Dachge-
schoss, Nr. 15 des Aufteilungsplanes;

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

16.06.2011 eingetragen worden.
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Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 52.000,00 EUR.

Postanschrift: Dorfstr. 37, 15526 Bad Saarow
Geschifts-Nr.: 3 K 138/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung zum Zwecke der Authebung
der Gemeinschaft soll am

Mittwoch, 26. September 2012, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von See-
low Blatt 1562 auf die Namen:
a) *
b) *
- in Erbengemeinschaft -
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemifl Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 2, Flur 4, Flurstiick 3, Erholungsfldche, Gebdude- und

Freiflache, Oderbruchstr. 2, GréBe: 1.960 gm

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
01.11.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 13.000,00 EUR.

Postanschrift: Oderbruchstr. 2, 15306 Seelow

Bebauung: Einfamilienwohnhaus und mehrere Neben-
gebdude

Geschifts-Nr.: 3 K 142/11

Amtsgericht Luckenwalde

Teilungsversteigerung

Im Wege der Zwangsversteigerung zum Zwecke der Authebung

der Gemeinschaft soll am

Dienstag, 21. August 2012, 8:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Erbbaugrundbuch

von Rangsdorf Blatt 4966 cingetragene Erbbaurecht, Bezeich-

nung geméil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Erbbaurecht an dem im Grundbuch von Rangsdorf
Blatt 3579 Bestandsverzeichnis Nr. 90 gebuchten
Grundstiick:

Gemarkung Rangsdorf, Flur 15, Flurstick 288,
Gebaude- und Freifliche, Zabelsbergpromenade 22,
Grofe 778 m*

dort eingetragen in Abt. II Nr. 36 auf die Dauer von 99 Jahren

seit dem Tag der Eintragung.

Die Zustimmung des Eigentiimers ist erforderlich zur

a) VerdufBerung des Erbbaurechtes

b) Belastung mit einer Hypothek, Grundschuld, Rentenschuld,

Reallast

Grundstiickseigentiimer: Gemeinde Rangsdorf

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 50.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
11.03.2011 eingetragen worden.

Das Erbbaurecht als Wohnhaus befindet sich in 15834 Rangs-
dorf, Zabelsbergpromenade 22. Besonderheiten: keine Innen-
besichtigung; Anbau ohne Baugenehmigung. Die nihere
Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zim-
mer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent-
nommen werden.

AZ: 17K 42/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 21. August 2012, 14:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Wohnungsgrund-
buch von Jiiterbog Blatt 4525 eingetragene Wohnungseigen-
tum, Bezeichnung gemédf3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 268,92/10.000 (zweihundertachtundsechzig, zweiund-
neunzig/Zehntausendstel) Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick
Gemarkung Jiiterbog, Flur 32, Flurstiick 176/1, Gebdude- und
Gebiudenebenfliachen, Waldauer Weg Nr. 43 - 46, 609 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 25 des
Aufteilungsplanes. Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grund-
buchblatt angelegt (Blatt 4501 bis 4527). Der hier eingetragene
Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentums-
anteilen gehorenden Sondereigentumsrechte beschrénkt.
VerdufBerungsbeschrankung: Zustimmung durch den Verwalter
Ausnahmen: ErstverduBerung durch den derzeitigen Eigentiimer,
VerduBerung des Wohneigentums an einen anderen Wohnungs-
eigentiimer, an Verwandte und Verschwégerte in gerader Linie
oder bis zum zweiten Grad in der Seitenlinie, an Ehegatten oder
frithere Ehegatten. Verduferung des Wohneigentums im Wege der
Zwangsvollstreckung, durch Konkursverwalter oder wenn ein
Grundpfandrechtsglaubiger im Wege der Zwangsvollstreckung
erworbenes Wohneigentum verdufert.
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 25.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
03.07.2008 eingetragen worden.

Das Wohnungseigentum befindet sich in 14913 Jiiterbog, Wal-
dauer Weg 43. Die Eigentumswohnung befindet sich in einem
3-geschossigen Mehrfamilienhaus im Dachgeschoss links
(Bauj. ca. 1979, Modernisierung ab 1992). Die Wohn-/Nutzfla-
che betrdgt 39,00 m*. Zum Zeitpunkt der Begutachtung vermie-
tet. Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

Im Termin am 19.01.2010 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ: 17K 261/08
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Donnerstag, 30. August 2012, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde die im Grundbuch von im
Grundbuch von Blonsdorf Blatt 54 eingetragenen Grundstii-
cke, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 9, Gemarkung Blonsdorf, Flur 3, Flurstiick 73/2,
3.523 m?
Ifd. Nr. 8, Gemarkung Blonsdorf, Flur 3, Flurstiick 89/2,
Vogelgesang 93, 1.887 m?
und die im Grundbuch von Blonsdorf Blatt 346 eingetragenen
Grundstiicke, Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Blonsdorf, Flur 3, Flurstiick 90/1, 307 m?
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Blénsdorf, Flur 3, Flurstiick 89/1, 284 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Grundbiicher
am 06.07.2007 und 11.04.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt:
204.000,00 EUR.

Die Einzelwerte betragen:

Flurstiick 89/2  182.400,00 EUR

Flurstiick 73/2 1.800,00 EUR
Flurstiick 89/1 800,00 EUR
Flurstiick 90/1 19.000,00 EUR.

Das Versteigerungsobjekt: postalisch: Vogelsang 93 in 14913 Nie-
dergorsdorf OT Blonsdorf. Das Flurstiick 89/2 ist mit einem
Wohngebiude mit 2 Wohnungen, einem Garagengebiude sowie
einem Wohngebdude, das wegen nicht Fertigstellung des Innen-
ausbaus nicht nutzbar ist, bebaut. Bei dem Flurstiick 73/2 han-
delt es sich It. Gutachten um ein s. g. ,,Hammergrundstiick®,
wobei der ,,Hammerstiel“ durch Baulichkeiten des nordlich
angrenzenden Flurstiicks 73/1 komplett tiberbaut ist. Das Flur-
stiick 90/1 ist bebaut mit einer Gartenlaube, die 1996 fiir per-
sonliche Wohnnutzung umgebaut wurde. Das Flurstiick 89/1 ist
unbebaut und wird als Gartenflache genutzt. Dem Flurstiick 89/1
ist das Flurstiick 89/2 vorgelagert und nur iiber dieses an die
offentliche Strale angebunden, dem Flurstiick 90/1 ist das Flur-
stiick 89/1 vorgelagert und nur tiber dieses und das Flurstiick 89/2
an die 6ffentliche Strafie angebunden.

Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

Im Termin am 08.11.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschliellich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ: 17K 182/07 (17 K 329/07)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Donnerstag, 30. August 2012, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Grofiziethen Blatt 3117 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung GroBziethen, Flur 3, Flurstiick 445,
Gebdude- und Freiflache, Hubertusstr., Grofle 559 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 209.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
29.11.2011 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 12529 Schonefeld OT Grof3-
ziethen, Hubertusstrafie 9. Es ist bebaut mit einem Einfamilien-
haus, Bauj. 2003, seit 2010 leer stehend. Die ndhere Beschrei-
bung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501,
vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen wer-
den.

AZ: 17K 301/11

Teilungsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung zum Zwecke der Authebung
der Gemeinschaft soll am
Donnerstag, 30. August 2012, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Eichwalde Blatt 3489 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Eichwalde, Flur 8, Flurstiick 384,
Gebédude- und Freiflache, Hermannstrafie 11, Grof3e
586 m?*
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 197.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
28.09.2011 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15732 Eichwalde, Hermann-
stra3e 11. Es ist bebaut mit einem Einfamilienhaus. Zum Zeit-
punkt der Begutachtung eigengenutzt. Die ndhere Beschreibung
kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorlie-
genden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden.
AZ: 17K 256/11

Zwangsversteigerung 3. Termin, keine Grenzen 5/10 und 7/10
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 13. September 2012, 14:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Luckenwalde Blatt 10120 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Luckenwalde, Flur 22, Flurstiick 203,
Gebaude- und Freiflache, Treuenbrietzener Tor 22,
GréBe 690 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 144.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
23.11.2010 eingetragen worden.
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Das Grundstiick befindet sich in 14943 Luckenwalde, Treuen-
brietzener Tor 22. Es ist bebaut mit einem 1 1/2-geschossigen,
nicht unterkellerten Biiro- und Lagergebdude mit integrierter
Garage, Nutzflache ca. 283,63 m’, Bj. ca. 2007, It. Gutachten
vermietet. Die nidhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht
Luckenwalde, Zimmer 1404, vorliegenden Gutachten zu den
Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17K 263/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 18. September 2012, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Wohnungsgrund-
buch von Luckenwalde Blatt 8822 eingetragene Wohnungs-
eigentum
1fd. Nr. 1, 141,88/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Luckenwalde, Flur 18, Flurstiick 71,
Grofe 825 m?
verbunden mit Sondereigentum - an der Wohnung Nr. 4 im
Obergeschoss links mit Kellerraum Nr. 4 des Aufteilungsplanes

sowie das im Wohnungsgrundbuch von Luckenwalde Blatt 8833

eingetragene Wohnungseigentum

Ifd. Nr. 1, 125,85/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Luckenwalde, Flur 18, Flurstiick 71,
Gebédude- und Freifliche, Janickerdorfer Str. 71,
Dammstr. 37, 37 a, Grofle 825 m?

verbunden mit Sondereigentum - an der Wohnung Nr. 5 im

Obergeschoss rechts mit Kellerraum Nr. 5 des Aufteilungs-

planes.

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf insgesamt 55.000,00 EUR festgesetzt
worden.

Es entfallen auf

Wohnung Nr. 4: 20.000,00 EUR

Wohnung Nr. 5: 35.000,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
07.04.2009 eingetragen worden.

Die Wohnungen mit einer Wohnfléche von 73,34 m? bzw. 68,29 m?
befinden sich im Obergeschoss eines Wohn- und Geschéfts-
hauses in Luckenwalde, Janickendorfer Stralle 71. Die nidhere
Beschreibung kann dem im Amtsgericht Luckenwalde, Zim-
mer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent-
nommen werden.

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs-
wertes erfolgen.
AZ: 17K 126/09

Zwangsversteigerung zum Zwecke der
Aufhebung der Gemeinschaft
Im Wege der Teilungsversteigerung soll am
Mittwoch, 19. September 2012, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von

Markendorf Blatt 107 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung

gemdl Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Markendorf, Flur 2, Flurstiick 24, Sied-
lung Nr. 9, GroBle 2.228 m®

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Markendorf, Flur 2, Flurstiick 77, Gro-
e 981 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 51.400,00 EUR festgesetzt worden.

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
26.09.2011 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in Jiiterbog OT Markendorf; Sied-
lung Nr. 17. Es ist bebaut mit einer Wohnbaracke bestehend aus
drei Wohneinheiten und zwei Nebengebduden (inkl. Garagen).
Die nédhere Beschreibung kann bei dem im Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 219/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 21. September 2012, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Bochow Blatt 312 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. I, Gemarkung Bochow, Flur 3, Flurstiick 86, Dorfstr. 22,
Grofe 7.420 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 110.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
10.02.2012 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14913 Niedergorsdorf
OT Bochow, Dorfstr. 22. Es ist bebaut mit einem Mehrfamilien-
haus (zweigeschossig, unterkellert, Bj. ca. 1900 - 1920) mit
5 Wohnungen und 2 Wohnungen im Nebengebdude Nr. 22 a
sowie Nebengelass. Die ndhere Beschreibung kann bei dem
Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gut-
achten zu den Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17K 27/12

Zwangsversteigerung 4. Termin
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 28. September 2012, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Grifendorf Blatt 219 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Gréfendorf, Flur 4, Flurstiick 4,
Grinstr. 2, GroBe 1.597 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 80.000,00 EUR festgesetzt worden.
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Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
26.11.2009 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14913 Gréfendorf, Griinstraf3e 2.
Es ist bebaut mit einem eingeschossigen, teilunterkellerten
Wohnhaus, ausgebautes Dachgeschoss, ca. 160 m> Wohnfliche,
und Nebengelass. Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amts-
gericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu
den Sprechzeiten entnommen werden.

Im Termin am 24.08.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ: 17K 338/09

Zwangsversteigerung 2. Termin, keine Grenzen 5/10 und 7/10
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 2. Oktober 2012, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde die im Grundbuch von
Jiiterbog Blatt 4796 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Jiiterbog, Flur 40, Flurstiick 119, GF;
Fuchsberge 2; Gewerbe und Industrie, GrofBe
4.777 m*
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Jiiterbog, Flur 40, Flurstick 120, SF;
Weg, Grofie 134 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf insgesamt 1.050.000,00 EUR festge-
setzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
16.09.2008 eingetragen worden.

Die Grundstiicke befinden sich in 14913 Jiiterbog, Fuchsberge 2.
Bei dem Flurstiick 120 handelt es sich um Verkehrsflache. Das
Flurstiick 119 ist bebaut mit einem zweigeschossigen, unterkel-
lerten Mehrfamilienhaus bestehend aus Wohnhaus 1 und 2, wel-
che durch einen Verbindungsbau miteinander verbunden sind.
Das Wohnhaus 2 iiberbaut das Nachbarflurstiick 115 fast voll-
standig. Angaben zum Mehrfamilienhaus: Bj. 1937, Moderni-
sierung ca. 1995, unterkellert, ausbaufdhiger Dachraum, teil-
weise vermietet, zwangsverwaltet. Die nidhere Beschreibung
kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1404, vorlie-
genden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden.

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs-
wertes erfolgen.

Im Termin am 18.01.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschliellich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ: 17K 354/08

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 22. August 2012, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Schmerzke Blatt 434 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 3, Flurstiick 153, Gebdude- und Freifliche, Am
Piperfenn 11, groB3: 7.725 m?,
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 115.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 9. Dezember 2011
eingetragen worden.

Das unbebaute Grundstiick liegt in einem mit Bebauungsplan
iiberplanten Industriegebiet, ca. 1 km siidlich von Schmerzke,
einem Ortsteil von Brandenburg. Das gesamte Geldnde macht
einen ungenutzten und vernachlissigten Eindruck. Die auf dem
Grundstiick stehenden Container werden nicht mitversteigert.
AZ:2K365/11

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 14. August 2012, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebiude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, die im Grundbuch von Grof8 Pinnow Blatt 243 eingetra-

genen Grundstiicke, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

1fd. Nr. 57, Gemarkung GroB3 Pinnow, Flur 6, Flurstiick 144,
Grofle 11.640 m?

Ifd. Nr. 58, Gemarkung Grof3 Pinnow, Flur 6, Flurstiick 146,
GrofBe 6.020 m?

Ifd. Nr. 59, Gemarkung Grof3 Pinnow, Flur 6, Flurstiick 147,
GrofBe 12.590 m?

Ifd. Nr. 60, Gemarkung Grof3 Pinnow, Flur 6, Flurstick 150,
Gebdude- und Freifliche, Friedrichsbruch, Grofie
4.370 m?

Ifd. Nr. 61, Gemarkung Grof3 Pinnow, Flur 6, Flurstiick 152,
Gebaude- und Freifliache, Friedrichsbruch, Grofie
4.360 m?

Ifd. Nr. 62, Gemarkung GroB3 Pinnow, Flur 6, Flurstick 153,
Gebdude- und Freifliche, Friedrichsbruch, Grofie
4.370 m?

Ifd. Nr. 63, Gemarkung Grof3 Pinnow, Flur 6, Flurstiick 155,
Grofie 4.370 m?

Ifd. Nr. 64, Gemarkung Gro3 Pinnow, Flur 6, Flurstiick 156,
Grofle 4.360 m?

Ifd. Nr. 65, Gemarkung Grof3 Pinnow, Flur 6, Flurstiick 158,
Gebdude- und Freifliche, Landwirtschaftsflache,
Friedrichsbruch, Grofie 4.370 m?
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laut Gutachten: unbebaute und ungiinstig geschnittene Grund-
stiicke ohne Verkehrsanbindung und ohne eigene Ver- und Ent-
sorgungserschliefung im Auflenbereich (§ 35 BauGB) am Ran-
de eines Naturschutzgebietes; Teil eines ehemaligen Betriebs-
geléndes einer Sortier- und Recyclingfirma, erhebliche Konta-
minierung des Bodens kann nicht ausgeschlossen werden
Lage: 16306 Hohenselchow - Grof3 Pinnow, OT Grof3 Pinnow
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
24.02.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

fiir das Grundstiick Ifd. Nr. 57 auf 1,00 EUR
fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 58 auf 1,00 EUR
fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 59 auf 1,00 EUR
fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 60 auf 1,00 EUR
fiir das Grundstiick Ifd. Nr. 61 auf 1,00 EUR
fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 62 auf 1,00 EUR
fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 63 auf 1,00 EUR
fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 64 auf 1,00 EUR
fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 65 auf 1,00 EUR.
AZ:3K 537/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 20. August 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 2,
das im Grundbuch von Schwedt Blatt 3845 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Schwedt, Flur 60, Flurstiick 1/147,
Gebdude- und Freifliche, Felchower Strafle 25,
GrofBle 613 m?
laut Gutachten vom 23.02.2012:
bebaut mit Einfamilienhaus mit Einliegerwohnung, Baujahr 2000,
unterkellert, Wohnfldche im Erdgeschoss ca. 79 m’, im Dach-
geschoss ca. 67 m?, Reparatur- und Instandsetzungsbedarf
Lage: 16303 Schwedt (Oder), Felchower Strafle 25
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
21.11.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 179.000,00 EUR.
AZ:3K 444/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 20. August 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Zepernick Blatt 8983 eingetra-
gene Grundstiick, Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1,  Gemarkung Zepernick, Flur 6
Flurstiick 605, Gebaude- und Freifliche, Birkholzer
Str. 24, GroBe 11 m?
Flurstiick 606, Gebaude- und Freifliche, Birkholzer
Str. 26, Grofie 492 m?
laut Gutachten vom 13.03.2012:

bebaut mit Doppelhaushélfte, Baujahr 2005/2006, unterkellert,
Wohnflache ca. 171 m? Reparatur- und Instandsetzungsbedarf,
Nisseschaden im Keller, eigengenutzt

Lage: 16341 Panketal OT Zepernick, Birkholzer Str. 26
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.11.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 175.000,00 EUR.
AZ:3K 334/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 21. August 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstra3e 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Wesendahl Blatt 58 eingetrage-
ne Grundstiick, Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, ehem. Ifd. Nr. 1, Gemarkung Wesendahl, Flur 3, Flur-
stiick 316, Gebidude- und Freifliche, Mihlenstr. 3,
GrofBle 1.903 m?
laut Gutachten: bebaut mit Einfamilienwohnhaus, Bj. 2000/01,
Wohnflache rd. 104,10 m?, nicht unterkellert, sowie bebaut mit
2 Stallgebduden in ausreichendem bzw. mangelhaftem tlw.
schlechtem Zustand
Lage: 15345 Altlandsberg OT Wesendahl, Miihlenstr. 3
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.05.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 99.000,00 EUR.
AZ:3K 187/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 21. August 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Zechin Blatt 537 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Zechin, Flur 2, Flurstiick 691, Schulstr. 5,
Gebdude- und Freifliche, Wohnen, Grofie 913 m?
laut Gutachten: bebaut mit freistehendem Einfamilienhaus mit
Einliegerwohnung, Kampa-Fertighaus, Bj. 1996, nicht unterkel-
lert, Wohnfldche It. Bauakte rd. 161 m*, EG: Windfang, Flur,
Kiiche, HWR, Bad, 4 Wohnrdaume; DG: Flur, Bad, Kiiche,
3 Wohnraume; sowie bebaut mit Doppelgarage
Lage: 15328 Zechin, Neue Str. 5
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.03.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

fiir das Grundstiick auf  126.000,00 EUR

fiir das Zubehor auf 200,00 EUR.

AZ:3K 57/12
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 21. August 2012, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebaude, Klosterstrafle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Wohnungsgrundbuch von Miincheberg Blatt 1817
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemifl Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 13,29/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Miincheberg, Flur 10, Flurstiick 87/5, Am Diebes-
graben 1,1 A, 1B,3,3A,3B,5,5A, 5 B, Gebdude- und Frei-
flache, Grofle: 9.132 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Ober-
geschoss rechts des Hauses 3 Eingang II nebst Keller - jeweils
bezeichnet mit Nr. 68 des Aufteilungsplanes -
Sondernutzungsregelungen sind vereinbart.
Ifd. Nr. 2/zu 1; 1/405 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Miincheberg, Flur 10, Flurstiick 87/3, Rosenstr.,
Stralenverkehrsflichen, Grofie: 88 m?
Ifd. Nr. 3/zu 1; 1/405 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Miincheberg, Flur 10, Flurstiick 87/7, Am Diebes-
graben, Stralenverkehrsflachen, GroBe: 1.849 m?
Ifd. Nr. 4/zu 1; 1/76 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Miincheberg, Flur 10, Flurstiick 87/6, Rosenstr.,
sonstige Flichen, Grofe: 4.529 m?
1fd. Nr. 5/zu 1; 1/405 Miteigentumsanteile an den Grundstiicken
Gemarkung Miincheberg, Flur 10, Flurstiick 87/3, Stral3enver-
kehrsflachen, GroBe: 88 m?, Gemarkung Miincheberg, Flur 10,
Flurstiick 87/7, StraBenverkehrsfldchen, Grofe: 1.849 m?
laut Gutachten: 4-Zimmer-Wohnung in Mehrfamilienhaus, Bj.
Anfang der 1990er Jahre, OG rechts, unvermietet, Groe rd. 91 m?
Lage: 15374 Miincheberg, Am Diebsgraben 1 a
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.10.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:
fiir das Wohnungseigentum Ifd. Nr. 1 auf  60.000,00 EUR

fiir den Miteigentumsanteil 2 zu 1 auf 1,00 EUR
fiir den Miteigentumsanteil 3 zu 1 auf 14,00 EUR
fiir den Miteigentumsanteil 4 zu 1 auf 2.500,00 EUR
fiir den Miteigentumsanteil 5 zu 1 auf 14,00 EUR.

AZ:3K 24711

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 3. September 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 2,
das im Wohnungsgrundbuch von Strausberg Blatt 6206 cinge-
tragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemil3 Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 81,61/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
der Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 848,
Grofe 1.335 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der im 1. Obergeschoss
gelegenen Wohnung Nr. 6 des Aufteilungsplanes
laut Gutachten vom 23.01.2012:
2-Zimmer-Wohnung nebst Keller im Mehrfamilienhaus, Bau-
jahr Ende der 1990er Jahre, Wohnfldche ca. 64 m’, gepflegter
Zustand, vermietet

Lage: 15344 Strausberg, Mittelfeldring 5

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
21.11.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 57.000,00 EUR.
AZ:3K374/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 3. September 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 2,
das im Wohnungsgrundbuch von Strausberg Blatt 6216 cin-
getragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemél Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 55,79/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
der Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 849,
Grofe 1.553 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der im Erdgeschoss
gelegenen Wohnung Nr. 2 des Aufteilungsplanes
laut Gutachten vom 24.02.2012:
1-Zimmer-Wohnung nebst Keller im Mehrfamilienhaus, Bau-
jahr Ende der 1990er Jahre, Wohnfléche ca. 43 m’, gepflegter
Zustand, vermietet
Lage: 15344 Strausberg, Mittelfeldring 3
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
02.11.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 39.000,00 EUR.
AZ:3K394/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 3. September 2012, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstr. 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Wohnungsgrundbuch von Strausberg Blatt 6227
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemaf} Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 87,80/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
der Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 849,
Grofle 1.553 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der im Dachgeschoss
gelegenen Wohnung Nr. 13 des Aufteilungsplanes
laut Gutachten vom 31.01.2012:
2-Zimmer-Wohnung nebst Keller im Mehrfamilienhaus, Bau-
jahr Ende der 1990er Jahre, Wohnfldche ca. 68 m’, gepflegter
Zustand, vermietet
Lage: 15344 Strausberg, Mittelfeldring 3
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
02.11.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 62.000,00 EUR.
AZ:3K414/11
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 12. September 2012, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Wohnungsgrundbuch von Strausberg Blatt 6221
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemif} Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 81,61/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 849,
Gebadude- und Freiflache, Mittelfeld, GroBe 1.553 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der im 1. Obergeschoss
gelegenen Wohnung Nr. 7 des Aufteilungsplanes
laut Gutachten: 2-Zimmer-Wohnung nebst Keller im Mehr-
familienhaus, Bauj. Ende 1990er Jahre, 1. OG, GroBie 64 m?, ver-
mietet
Lage: Mittelfeldring 3, 15344 Strausberg
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
02.11.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 58.000,00 EUR.
AZ:3K 399/11

Insolvenzsachen

Von der elektronischen Veréffentlichung wird abgesehen.
Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justiz-
portal ,.https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/*
abrufbar.

Aufgebotssachen

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

AusschlieBungsbeschluss
In dem Aufgebotsverfahren
1. Sabine Ursula Hein,
wohnhaft: Clara-Zetkin-Ring 52, 15232 Frankfurt (Oder),
2. Hannelore Christa Miiller,
wohnhaft: Dr.-Salvador-Allende-Hohe 9, 15230 Frankfurt
(Oder)
3. Joachim Friedrich,
wohnhaft: Schumannstraf3e 3, 36199 Rotenburg a. d. Fulda
- zu 2. und 3. jeweils vertreten durch die Antragstellerin zu 1. -

- Antragsteller -

hat das Amtsgericht Frankfurt (Oder) durch Rechtspflegerin

Brose am 31.05.2012 beschlossen:

1. Die Sparbiicher, ausgestellt von der Sparkasse Oder-Spree,
lautend auf den Inhaber: Ursula Friedrich, Sparbuchnum-
mer: 3062734697 (alt: 6981734697) und Sparbuchnummer:
3412740895 (alt: 6312740895) wird fiir kraftlos erklart.

2. Der Beschluss wird erst mit Rechtskraft wirksam, § 439 Ab-
satz 2 FamFG.

3. Die Kosten des Verfahrens tragen die Antragsteller.

AZ:2113/11

* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank

BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich
gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts

wird hiervon nicht beriihrt.


Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext
Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen. 
Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justiz-
portal „https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/“ 
abrufbar.


Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank 
BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts 
wird hiervon nicht berührt.
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